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Die neue CD-Rom „SGV. NRW.", Stand 3. Juli 2001, ist ab Ende Juli erhältlich. 

Sie enthält fast aEe Anlagen. 

Sie enthält auch sc:io:c. die neue Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung i:c. Euro, die am 1. Januar 2002 
in Kraft tritt. Bestellformulare finden sich in den :'.\"ummern 3 und 4 des GV. )JRW. 1999, ebenso im 
I:1.ternet-Angebot. 

Hinweis: 

D::.e Gesetz- ur:c. Ve:-ordnungsblätter, die Ministe:-ialblätter sowie c.ie Sammlung aller geltender: Gese"'.:ze 
und Verordnungen des Landes XRW (SGV. :-JRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung. 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) werden auch im Internet angeboten. · 
Der Zugang ergibt sich über die Homepage des Innenministeriums NRW (Adresse: http://www.im.nrw.de) 
und dort über das Befehlsfeld „Gesetze, Verordnungen, Erlasse:'. 
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203013 
Dritte Verordnung 

zur Anderung der Ausbildungsverordnung 
gehobener nichttechnischer Dienst 

Vom 8. August 2001 

Aufgrund des § 16 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 
(GV. NRW. S. 234), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12. Dezember 2000 (GV. NRW. S. 746), wird im Einverneh­
men mit dem Finanzministerim des Landes Nordrhein­
\Vestfalen verordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung über die Ausbildung ur..d Prüfung für 
Laufbahnen des gehobenen nichttechnischen Dienstes im 
Lande Nordrhein-Westfalen (Ausbildungsverordnung 
gehobener nichttechnischer Dienst - V APgD) vom 
25. Juni 1994 (GV. XRW. S.494), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 28. Juli 2000 (GV. NRW. S. ·562), wird wie 
folgt geändert: · 

1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
Anlage 1 (2) Die Einstellungsbehörden (Anlage 1) sind Aus­

bildungsbehörden im Sinne dieser Verordnung. 

b) Dei~ bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 3 und 
der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 4. 

c) In Absatz 4 wird in ~atz 1 und Satz 3 ,,§ 12 Abs. 4" 
durch ,,§ 13 Abs. 4" ersetzt. 

d) Als neuer Absatz 5 wird eingefügt: 
(5) Zeiten eines Vorbereitungsdienstes für entspre­
chende Laufbahnen können auf Antrag der Ein­
stellungsbehörde vom Innenministerium bis =!'.Ur 
Dauer eines Jahres auf den Vorbereitungsdienst 
angerechnet werden. Dem Antrag ist ein Votum 
der Fachhochschule für öffentlicl:e Verwaltung 
(Fachhochschule) beizufügen. 

2. In § 8 Abs. 1 werden die Nummern 1 und 2 wie folgt 
geändert und Nummer 3 wird neu angefügt: 

l. Anforderungen des Vorbereitungsdienstes nicht 
erfüllen oder sonst ein wichtiger Grund vorliegt, 

2. lVIindestanforderu..lJ.gen des § 13 Abs. 2 nicht in dem 
Zeitraum des§ 13 Abs. 4 erbringt, 

3. die Zulassungsvoraussetzungen zur Staatsprüfung 
nicht innerhalb der Zeitvorgaben des § 13 Abs. 5 
erfüllt. 

3. § 10 erhält folgende neue Fassung: 

§ 10 
Gliederung 

(1) Die Ausbildung gliedert sich in die fachvvissen­
schaftliche Studienzeit an der Fachhochschule und in 
die fachpraktische Studienzeit bei den ausbildenden 
Stellen. 

(2) Das erste Studienjahr endet als Grundstudium mit 
einer Zwischenprüfung. Das zweite und dritte Stu­
dienjahr endet als Hauptstudium mit der Entschei­
dung über die Zulassung zur Staatsprüfung. 

(3) Von den in § 11 und § 12 aufgeführten Studienver­
läufen kann das Innenministerium abweichende Zei­
ten bestimmen, um fachbereichsübergreifende Lehr­
veranstaltungen zu ermöglichen und Studiengänge zu 
harmonisieren. In diesem Zusammenhang kann vom 
Innenministerium auf Vorschlag der Fachhochschule 
die Erprobung neuer Lehrformen sowie entsprechen­
der Leistungsnachweise zugelassen werden. 

4. § 11 erhält folgende neue Fassung: 

§ 11 
Fachwissenschaftliche Studienzeit 

(1) Die fachwissenschaftliche Studienzeit gliedert 
sich in ein Grundstudium mit den Studienabschnitten 
S 1 mit 15 Wochen und S 2 mit 11 Wochen sowie ein 

Hauptstudium mit den Studienabschnitten S 3 mit 
25 Wochen und S 4 mit 23 Wochen. Im Studienab­
schnitt S 4 ist ein Repetitorium von mindestens 
5 Wochen vorzusehen. In diesem Abschnitt können 
besondere Schwerpunktbereiche gebildet werden. 
Das Innenministerium kann für einzelne Laufbahnen 
Verhaltenstraining und Projektstudium als besondere 
Lehrveranstaltungen zulassen. Zeiten eines Projekt­
studiums werden mit je 50% der fachwissenschaftli­
chen und fachtheoretischen Studienzeit zugerechnet. 

(2) Die Studentin oder der Student ist verpflichtet, an 
den in der Studienordnung vorgeschriebenen Lehr­
veranstaltungen aktiv teilzunehmen und sich den 
dort geforderten Leistungsnachweisen zu unterzie­
hen. 

(3) Für Studierende aller Fachbereiche sollen so­
weit wie möglich gemeinsame Lehrveranstaltungen 
durchgeführt werden. · 

5. § 12 erhält folgende neue Fassung: 

§ 12 
Fachpraktische Studienzeit 

(1) Die fachpraktische Studienzeit gliedert sich in ein 
Grundstudium mit den Studienabschnitten P 1 und 
P 2 mit jeweils 14 Wochen sowie das Hauptstudium 
mit dem Studienabschnitt P 3 mit 30 Wochen. Der 
Studienabschnitt P 3 kann in zwei funktionale Ab­
schnitte unterteilt werden. Vor Beginn des fachwis­
senschaftlichen Abschnittes S 1 liegt ein einwöchiges 
Einführungspraktikum. Xach der schriftlichen Prü­
fung findet ein achtwöchiges Abschlusspraktikum 
statt. 

(2) Während dieser Zeit sollen die in den vorausge­
gangenen fachwissenschaftlichen Studienabschnitten 
erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten in Verwal­
tungshandeln umgesetzt und die dafür erforderlichen 
Arbeitstechniken vermittelt werden. Die Einstel­
lungsbehörde weist die Studentin oder den Studenten 
dementspreched der ausbildenden Stelle zu. Ihr oder 
ihm ist unverzüglich nach Beginn der Ausbildung ein 
Ausbildungsplan über die fachpraktischen Studien­
abschnitte auszuhändigen._ 

6. § 13 erhält folgende neue Fassung: 

§ 13 
Leistungsnachweise 
und Studiennoten 

(1) In den Studienordnungen können als Leistungs­
nachweise der fachwissenschaftlichen Studienzeit 
Klausuren, Fachgespräche, eine Seminararbeit sowie 
ggfs. eine Projektarbeit vorgesehen werden. Für 
Klausurarbeiten sind mindestens 3 Zeitstunden vor­
zusehen. Fachgespräche müssen mindestens eine 
Dauer von 15 Minuten haben. Die Leiterin oder der 
Leiter der Fachhochschule bestimmt die Themen der 
Leistungsnachweise und setzt die Frist, nach deren 
Ablauf Seminararbeiten und ggfs. Projektarbeiten 
abzugeben sind, fest. Die Leistungsnachweise sind 
mit den in§ 19 Abs. 1 genannten Noten und Punkten 
iu bewerten. Bescheinigungen über die Leistungs­
nachweise sind zur Ausbildungsakte zu nehmen. Für 
die Leistungsnachweise gilt sinngemäß § 18 Abs. 2 bis 
5, 7 und 8 sowie § 23 a; an die Stelle des Prüfungsamtes 
tritt die Leiterin oder der Leiter der Fachhochschule. 
Die Leistungen der Fachpraxis sind für jeden Ab-
schnitt mit Beurteilungen (Anlage 2) durch die Aus- Anlage 2 
bilderin oder den Ausbilder zu bewerten. 

(2) Das Grundstudium schließt mit einer Zwischen­
prüfung an der Fachhochschule ab. In der Zwischen­
prüfung sind 7 Leistungsnachweise durch 5 Klausur­
arbeiten und 2 Fachgespräche - oder 2 diese erset­
zende dezentrale Klausuren - aus den Fächern der 
Anlage 3 zu erbringen. Die Leistungen der Fachpraxis Anlage 3 
sind mit zwei selbstständigen Beurteilungen zu be-
werten. Zum erfolgreichen Bestehen der Zwischen­
prüfung muss in den Leistungsnachweisen sowohl der 
fachwissenschaftlichen Studienzeit als auch der fach­
praktischen Studienzeit mindestens eine Durch-
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schnittsnote (§ 19 Abs. 3) von jeweils 5,00 Punkten 
erreicht werden. ::.\Iindestens 3 Leistungsnachweise 
der fachwissenschaftl::.chen Studienzeit müssen mit 
mindestens ausreiche:1.d bewe:·tet se::.n. Die zuständige 
Ausbildungsbehörde informier"'.: ciie Fachhoc~schule 
unmittelbar nach Abschluss des P 2 über d::.e Leistun.­
gen der fachpraktischen St:.1dien.zeit. Die Fachhoch­
schule erstellt zum Beginn des Studienaoschnittes S 3 
das Zwischenprd:mgsze:1gnis (Anlage 5). 

(3) Während des Hauptstudiums sinc. als Leistungs­
nachweise 8 Klausurarbeiten und 5 Fachgespräche -
oder 5 diese ersetzende dezentrale Klausuren - aus 
den Fächern ä.er Anlage 3 zu erbringen. Sind von den 
vorgeseher..en Leistungsr:achweisen mindestens 10 
mit mindestens ausreichend bewertet und erreic:it 
der Durchschnitt der vorgeschriebenen Leistungs­
nachweise mbdestens 5.00 Pu~1.kte. erteEt die Fach­
hoc~schule eine:i. Klausuren- und Fachgespräche­
schem (Anlage 6.1). Desweiteren ist eine Seminarar­
beit zu erbringen. Ist für eine Laufbahn ein Projekt­
studium zugelassen, muss eine Projektarbeit erbracht 
werden. Für die Erteilung eines Se::nir:arscheines 
(Anlage 6.3) und eines ProJektscheines (Anlage 6.4) 
müssen die entsprechenden Arbeiten ebenfalls mit 
mindestens 5,00 Punkten bewertet sein. Für die fach­
praktische Studienzeit ist • indestens eir:e Beurtei­
lung zu erstellen. Bei der Bildung von zwei fachprak­
tischen Abschnitten. gemäß§ 12 sind zwei Beurte:.lun­
gen vorzusehen. Die zuständige Ausbildungsbehörde 
erteilt einen Praxisscr..ein (Anlage 6.2), wenn die 
Leistungen während der fachpraktischen Ausbild:m_g 
des Studienabschnittes P 3 mit mindestens 5.00 Punk~ 
ten - im Falle des Satzes 7 im Durchschnitt mit 
mindestens 5,00 Punkten - oewertet werden. 

(4) Werden die Leistungsanforderungen des .A:Jsat­
zes 2 nich: erbracht, kann die Studer:tin oder der 
Student Leistungsnachweise, die mit weniger als 
5,00 Punkten bewertet wurden, irr: zweiten Studien­
jahr einmal wiederholen. Er.:-eicht sie oder er so 
innerhalb von maximal zwei Jahren die geforderte 
Mindestleistung, erteilt die Fachhochschule das Zwi­
schenprüfungszeugnis. Die Studentin oder der St-..-i.­
dent hat auch die ::.VIöQ:lichkeit. die Ausbilduns:r mit 
dem folgenden Einstellungsjahrgang fortzusetz;n. In 
diesem Fall sind alle Leistungsnachweise (Absatz 2) 
erneut zu erbringen. Wird die Leistungsanforderung 
der Fachpraxis nicht erbracht, ist die Wiederholung 
des ersten Jahres zwingend. Die Leistungen der 
Zwischenprüfung müssen unbeschade~ des§ 6 Abs. 4 
spätestens nach zwei Jahren erbracht sein. 

(5) Leistungsanforderungen nach Absatz 3 müssen 
unbeschadet des § 6 Abs. 4 spätestens vier Studien­
jahre nach der Einstellung erbracht sein. Einzelne 
Nachweise für den Klausuren- und Fachgesp:-äche­
schein sowie der Seminarschein könner: während des 
Hauptstudiums einmal wiederholt werden, wenn s::.e 
mit weniger als 5,00 Punk"'.:en bewertet wurden. Wer­
den die Leistungsanforderungen der Fachpraxis oder 
des Projektes nicht erbracht, ist eine Wiederholung 
nur durch Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 
möglich. 

{6) Wird ein Verhaltenstraining zugelassen, schließt es 
mit einer Bescheinigung über die ordnungsgemäße 
Teilnahme (Anlage 6.5) ab. Wird die ordnungsgemäße 
Teilnahme nicht nachgewiesen, erhält die Sbdentin 
oder der Student Gelegenheit das Verhaltenstraining 
während des laufenden Studiums zu wiederholer:. 

(7) Die Leiterin oder der Leiter der Fachhochschule 
kann gleichwertige Studienleistungen (Leistungs­
nachweise), die an anderen Hochschulen erbracht 
worden sind, als Leistungsnachweise im Sir..ne der 
Studienordnung anerkennen. 

7. § 14 erhält folgende neue Fassung: 

§ 14 
Zulassung zur Staatsprüfung 

(1) Zur Staatsprüfung kanr: zugelassen werden, \Ver 
im Hauptstudium den Klausuren- und Fachgesprä-

cheschein, den Seminarschein sowie den Praxissc1".e:.n 
erworben tat. Sind ein Projektstudiurr1 und/oder e:.:1 
Verhaltenstra::.ning zugelasse:::i (§ 11), rnü.ssen ~ür das 
Projekt ein Proiektschein und für das Verhaltenst::.·ai­
ning die Bescheinigung über die ordnu:::igsge:mäJe 
Teilnahme (§ 13 Abs. 6) vorliegen. 

(2) Die Zulass;;ngsentscheic.ung trifft die z• ... :stänclige 
Ausbildungsbe::örde. Sie wird spätesteEs 8 \V oc!:en 
vor der schriftlichen Prüfung von-der Fachhocnschule 
über das Vorliegen der Voraussetzungen des A8s. 1 
informiert (Anlage 6). Sind die Vcraussetzl„ngen Anlage 6 
erfüllt, v;ird die Studentir: oder der Skdent zur 
Staatsprüf:.mg zugelassen, es sei denn es liegen son-
stige Gründe im Sinne des § 8 vor. Sie oder e:::· erhalten 
::nit der Zulassungsentscheidu::.1g die Bescheinigung 
über das Hauptstudium, die von Fac:ihochschule und 
Ausbildungsbehörde gemeinsarn gefertigt u21.d unter­
zeichnet wird. Das Prüfu:::igsamt e:-hält sDätestens 
vier Wochen vor der schriftlichen Prüf(mg eine 
Durcischrift der Zulassungsentscheidu:r::.g sowie der 
Bescheinigl„ng (Anlage 6). 

8. I:r: § 18 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Einzelfälle::1" 
gestrichen und dafür die Wörter „Fä:len mit Zustim­
mung des L'lnenrninisteriums" eingefügt. 

9. I:::1 § 23 Abs. 4 wird Satz 2 gestrichen und dafür 
folgender Satz 2 neu angefügt: 

Die mündliche Pr:ifung soll je Kandiciatin oder 
Kandidat mindestens 45 lVIinuten jedoch nic:it r:1ehr 
als 60 lVI::.nuten dauern. 

10. In§ 23 a wirci ,,(§ 12)" d:.ircr.. ,,(§ 13)" ersetzt. 

11. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In-?-bsat~ 2 :v,erden dje Nl:mmer:n 1 :::;is 4 gestrichen 
una. durcn to1ger:de .tJllmmern ~ und 2 ersetzt: . 

l. aie Leistungen in der schriftlichen Pr:ifung 
mit 70 vom Hunder:, 

2. die Leistungen in der :nündlichen P:r:.ifung 
mit 30 vom Hundert 

b} Absa:z 3 erhält folgende neue Fassung 

Bei der Feststellung des Gesamtergebnisses kar:n 
die Prüfungskommission von der rechnerisch er­
mi:telten Gesamtnote abweicher:. wen!l dies dem 
i...e:.stungsstand der Kandidatin oder des Kanc.ida­
ten unter Be::.·ücksich:igur..g der Leistungen im 
Vorberei:ungsdienst besser ker:nzeicr..net. ::Jie Ab­
weichung da:-f höchstens einen Punkt im Sin:'le des 
§ :g Abs. 3 :Jetragen. Eine rech:ierisch ermittelte 
Ar:rechnung von im Vor:Jereitu:igsdie:ist erteilten 
Noten auf das Gesa:ntergebnis ist ausgeschlossen. 

12. § 27 Abs. 2 erhält folgende Fassu:ig: 

(2) Wer die Prüfung wiederholen möc:ite, setzt die 
· Ausbildung bis zur Dauer eines Jahres ::or:. Aus2:e-
0hend vom -festgestellten Leistungsprofil erstellt die 
zuständige Ausbildungsleitung im Einvernehmen mit 
der zuständigen A:Jtei::.ungsle:.tung der Fachhoch­
schule gemeinsam mi: der Studentin oder dem Stu­
denten den Stu.ndenplan für die Wiederholungsphase, 
der von mindestens 24 ·wochenstunden fachwissen­
schaftlicher Studienzeit ausgeht. In stud::.enfreien 
Zeiten an der Fachhochschule erfolgt eine sinnvoile 
Ergänzung in der Fachpraxis. 

l3. Nach § 51 wird folgender neuer Abschnitt V einge­
fügt: 

V. 
Laufbahnwechsel 

von polizeidienstunfähigen 
Polizeivollzugsbeamten 

§ 52 
zu:assung, Unterweisungszeit, 

Ergänzungsprüfung 

(1) Polizeidienstunfähige Polizeivollzugsbeamte des 
Landes NRW können zurr.. Laufbahnwechsel in eine 
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nichttechnische Laufbahn zugelassen werden. Die 
Zulassungsentscheidung trifft die Ausbildungsbe­
hörde (Anlage 1) nach Durchführung eines Auswahl­
verfahrens, auf das die Regelungen des § 3 anzuwen­
den sind. 

(2) Der Er,verb der Befähigung erfo:gt durch die 
erfolgreiche Ableistung einer dreijährigen Unterwei­
sungszeit bei einer Ausbildungsbehörde (Anlage 1). 
Inhalt und Ausgestaltung der TJnterweisungszeit re­
gelt das Innenministerium durch Erlass. 

(3) Polizeivollzugsbeamte des gehobenen Dienstes 
ohne Lauibahnprüfung des gehobenen Dienstes müs­
sen zum Erwerb der Befähigung für eine Laufbahn 
des gehobenen Dienstes eine Ergänzungsprüfung ab­
legen. Für die Ergänzungsprüfung gilt § 38 sinnge­
mäß. Bei der Feststellung der Abschlussnote werden 
die Leistungen der Unterweisungszeit mit 20 vorn 
Hundert berücksichtigt. 

1.1. Redaktionelle Anderungen für die Versorgungsver­
waltung 

14.1 In§ 1 Abs. l Nr.1 werden die Worte „Verwaltung der 
Kriegsopferversorgung" durch das Wort „Versor­
gungsverwaltung" ersetzt. 

14.2 In der Unterabschnittsüberschrift zu 2.3 werden die 
·wörter „Verwaltung der Kriegsopferversorgung" 
durch das Wort „Versorgungsverwaltung" ersetzt. 

14.3 § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Die ~yörter „Venvaltung der Kriegsopferversor­
gung„ w_~rden durch das Wort „Versorgungsver­
waltung·· ersetzt. 

b) Die Wörter „::.VIinisterium für Arbeit. Gesundheit 
und Soziales" werden durch die Wörter .. zustän-
digen :Yiinisterium" ersetzt. .. 

14.4 § 41 wird wie.folgt geändert: 

a) In Absa~z 1 Nr. 2 werden die Wörter „Verwaltung 
der Kriegsopferversorgung" durch das Wort 
,, Versorgungsverwaltung" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter .. Das Landesver­
sorgungsamt NW" durch die \Vörter .. Die Be-
zirksregierung Münster" ersetzt. .. 

14.5 § 43 ,vird wie folgt geändert: 

a) In Absa!z 1 Xr. 2 werden die_:wörter „Verwaltung 
der Knegsopf erversorgung·· durch das vVort 
,,Versorgungsverwaltung" ersetzt. 

b) In Absatz 1 ::'.'Jr. 3 werden die Wörter .. das Lan­
desversorgungsamt NW" durch die vVörter .. die 
Bezirksregierung Münster" ersetzt. ·· 

15. Der bisherige Abschnitt V wi:rd zum Abschnitt VI. 

16. Der bisherige § 52 wird § 53 und erhält folgende 
Fassung: 

Für Beamtinnen und Beamte, die unter die §§ 1 bis 
34 fallen, und die vor dem Jahre 2001 eingestellt oder 
zur Aufstiegseinführung zugelassen wurden, gelten 
weiterhin die entsprechenden Vorschriften der Aus­
bildungsverordnung gehobener nichttechnischer 
Dienst in der bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Verordnung geltenden Fassung fort. 

Die Ausbildung und Prüfung richtet sich nach den 
Vorschriften dieser Verordnung, sofern eine Ausbil­
dung und Prüfung nach Satz 1 nicht mehr möglich 
ist. 

17. Die Anlagen werden wie folgt geändert oder neu 
angefügt: 

a) Anlage 1 erhält folgende neue Fassung: (s. An­
lage 1) 

b) Anlage 3 erhält folgende neue Fassung: (s. An­
lage 3) 

c) Folgende Anlagen 5, 6, 6.1, 6.2, 6.3, 6.4, 6.5 werden 
neu angefügt. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am 31. August 2001 in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. August 2001 

Der Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Fritz Behrens 

Der Minister für Wirtschaft 
und Mittelstand, Energie und Verkehr 

des Landes Kordrhein-Westfalen 

Ernst Schwanhold 

Der ::.Vlinister für Arbeit und Soziales. 
Qualifikation und Technologie · 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Harald Scharta u 

Die ::.VIinisterin für Umwelt und Naturschutz. 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz · 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bärbel Höhn 
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Einstellungs- und Ausbildungsbehörden sind: 

Anlage 1 
(zus 2 Abs. 1. § 6 Abs. 2) 

1. für die allgemeine Verwaltung im Lande Nordrhein-Westfalen die Bezirksregierun2:en u '-' ~ L-," (,_...' 

und die Landwirtschaftskammern, 

2. für die Bergverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen die Bezirksregierungen 

3. für die Verwaltung für Agrarordnung des Landes Nordrhein-Westfalen die 
Bezirksregierung Münster 

4. für die Versorgungsverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen die Bezirksregienmg 
...._,; ~ (...; ..._.. V 

Münster, 

5. für die Gemeinden und Gemeindeverbände im Lande Nordrhein-\Vestfalen 
die Gemeinden, 
die Kreise, 
die Landschaftsverbände, 

6. für die Sozialversicherungsträger die Landesversicherungsanstalten. 



494 Gesetz- und. Verordm~ngsblatt fü:c cias Land Nord:chein-Westfalen - Nr. 25 vom 28. August 2001 

Übersicht 

Anlage 3 
(zu den§§ 20 Abs. l, 23 Abs. 1) 

über die in der Zwischenprüfung 

zu berücksichtigenden schriftlichen und mündlichen Fächer 

Fachbereiche Kommunaler und Staatlicher Verwaltungsdienst 
ßürgerliches Recht 
AJ.lgemeines Verwaltungsrecht 
Grundlagen der Wirtschafts- und Finanzwissenschaften 
Öffentliche FinanZVvirtschaft 
Staatsrecht 
Öffentliches Dienstrecht / Ethik 
Soziologie 
Psychologie 

Fachbereich Sozialer Verwaltungsdienst 
1. Sozialversicherungsträger 2. Versorgungsverwaltung 
Allgemeines Verwaltungsrecht Allgemeines verwaltungsrecht 
Versicherungs- lUld Beitragsrecht Soziales Entschädigllllgsrecht 
Rentenrecht Schwerbehindertenrecht 
Sozialpolitik; Sonstige Gebiete der 
sozialen Sicherung 
Grundlagen der Wirtschafts- und 
finanzv,issenschaften 
Psychologie 
Soziologie 

Übersicht 

Sozialpolitik; Sonstige Gebiete der 
sozialen Sicherung 
Grundlagen der Wirtschafts - und 
Finm1.zv.,issenschaften 
Psychologie 
Soziologie 

über die für die Leistungsnachweise im Hauptstudium 

zu berücksichtigenden schriftlichen und mündlichen Fächer 

Fachbereiche Kommunaler und Staatlicher Verwaltungsdienst 
Staatsrecht 
Europarecht 
Allgemeines Verwaltungsrecht 
Polizei- und Ordnungsrecht 
Ordnungswidrig..l{eitenrecht 
Kommlm.alrecht 
Öffentliches Dienstrecht 

Fachbereich Sozialer Verwaltungsdienst 

Staatsrecht 
Europarecht 
Bürgerlich.es Recht 
Allgemeines Verwaltungsrecht 
Öffentliches Dienstrecht 
Sozialpolitik; Sonstige Gebiete der 
sozialen Sicherung 
Öffentliche Finanzwirtschaft 
PolitLlc\¾issenschaft 

Sozialrecht ( nur Kommunaler VD ) 
Öffentl. Daurecht (nur Staatlicher VD ) 
Organisation und Personalwirtschaft 
Rechnungswesen 
Politikwissenschaft 
V ertiefungsbereich 

Versicherungs - und Beitragsrecht1 

Rentenrecht1 

Rehabilitationsrecht1 

Soziales Entschädigungsrecht2 

Leistungsrechr 
Erziehungsgeldrecht2 

Zuwendllll.gsrecht2 

1 nur Sozialversicherungsträger 
2nur Versorgungsverwaltung 
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Übersicht 
über die in der Laufbahnprüfung 

zu berücksichtigenden schriftlichen und mündlichen Fächer 

im Fachbereich Staatlicher Verwaltungsdienst 

1. Allgemeiner Verwaltungsdienst im Lande 

Pflichtfächer 
Staatsrecht mit Bezügen zum Verwaltungsrecht 
Allgemeines Venvaltungsrecht mit Bezügen 
zum Ordmmg- und Polizeirecht 
Öffentliches Dienstre~ht mit Bezügen zum 
allgemeinen Verwaltungsrecht 
Öffentliche Finanzv,irtschaft 
Organisation und Personalwirtschaft und 
Rechnungswesen 

Wahlpflichtfächer 
Bürgerliches Recht 
Kommunalrecht 
Grundlagen der Wirtschafts- und 
Finanzwissenschaften 
Öffontliches Baurecht mit Bezügen zum 
allgemeinen Verwaltungsrecht 

2~ Bergverwaltung 

Pflichtfächer 
Staatsrecht mit Bezügen zum Verwaltungsrecht 
Allgemeines Verwaltungsre.cht mit Bezügen 
zum Ordnung- und Polizeirecht 
Öffentliches Dienstrecht mit Bezügen zum 
allgemeinen Verwaltungsrecht 
Bergrecht 
Öffentliche Finanzwirtschaft 

Wahlpflichtfächer 
Organisation und Personalwirtschaft und 
Rechnungswesen 
Grundlagen der Wirtschafts- und 
Finannvissenschaften 
Öffentliches Baurecht mit Bezügen zum 
a11gemeinen Verwaltungsrecht 
Bürgerliches Recht 

3. Verwaltung für Agrarordnung 

Pflichtfächer 
Staatsrecht mit Bezügen zum Verwaltungsrecht 
Allgemeines Verwaltungsrecht mit Bezügen 
zum Ordnung- und Polizeirecht 
Öffentliches Dienstrecht mit Bezügen zum 
allgemeinen Verwaltungsrecht 
Flurbereinigungs- und Agrarrecht 
Öffentliche Finanzwirtschaft 

Wahlpflichtfächer 
Organisation und Personalwirtschaft und 
Rechnungswesen 
Grundlagen der Wirtschafts- und 
Finanzwissenschaften 
Öffentliches Baurecht mit Bezügen ztim 
allgemeinen Verwaltungsrecht 
Bürgerliches Recht 

im Fachbereich Kommunaler Verwaltungsdienst 

Pflichtfächer 
Staatsrecht mit Bezügen zum Verwaltungs­
recht oder Kommunalrecht 
Allgemeines Verwaltungsrecht mit Bezügen 
zum Ordnung- und Polizeirecht 
Organisation und Personalvvirtschaft und 
Rechnungswesen 
Sozialrecht 
Öffentliche Finanzwirtschaft mit Bezügen zum 
Kommunalrecht 

Wa blpflichtfächer 
Öffentliches Dienstrecht mit Bezügen zum 
allgemeinen Verwaltungsrecht 
Kommunalre-eht 
Bürgerliches Recht 
Grundlagen der Wirtschafts- und 
Fin3ll.Z\vissenschaften 

im Fachbereich Sozialer Verwaltungsdienst 

1. Sozialversicherungsträger 

Pflichtfächer 
Staatsrecht mit Bezügen zum Europarecht 
Allgemeines Verwaltungsrecht, 
hier: SGB I, SGB X, Sozialgerichtsgesetz 
Versicherungs- und Beitragsrecht 
Rentenrecht 
Rehabilitationsrecht 

Wahlpflichtfächer 
BürgerHches Recht 
Sozialpolitik; Sonstige Gebiete der sozialen 
Sicherung 
Öffentliche Finanzwirtschaft mit Bezügen zur 
SGBIV 
Öffentliches Dienstrecht 

2. Versorgungsverwaltung 

Pflichtfächer 
Staatsrecht mit Bezügen zum Europarecht 
Allgemeines V erwaltungsrecht7 

hier: SGB I~ SGB ~ Sozialgerichtsgesetz 
Soziales Entschädigungsrecht 
Leistungsrecht 
Schwerbehindertenrecht 

Wahlpflichtfächer 
Bürgerliches Recht 
Sozialpolitik; Sonstige Gebiete der sozialen 
Sicherung 
Öffentliche Finanzwirtschaft 
Öffentliches Dienstrecht 
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Zwischenprüfungszeugnis 

Frau/Herr ______ _ ________ , geb. _______ _ 

Anlage 5 
(§ 13 Abs. 2) 

Ausbildungsbehörde ___________________________ _ 

hat das Grundstudium an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW 

im Fachbereich __________________ mit folgende Leistungen erfolg-

reich abgeschlossen: 

Fach Art des LN* 1 : 

Bürgerliches Recht 
1 
l 

Allgemeines Verwaltungsrecht 

Grundlagen der Wirtschafts- und Finanzwissenschaften 

Öffentliche Finanzwinschaft 

Staatsrecht 

Öffentliches Dienstrecht / Ethik 

Soziologie 

Psychologie 

Durchschnitt 

Leistungen der fachpraktischen Studienzeit 

1. Beurteilung -

2. Beurteilung -

Durchschnitt 

(Ort und Datum) (Unterschrift) 

*Art der LN: 
** Bewertung: 
sehr gut · ..., 
gut 

K = Klausur, F=Fachgespräch 

== 15-14 Punkte== eine den Anforderungen im besonderen Maße entsprechende Leistung; 
== 13-1 1 Punkte = eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung; 
= 10- 8 Punkte = eine im allgemeinen den Anforderungen entsprechende Leistung: 

Punkte** 

befriedigend 
ausreichend 
mangelhaft 

7- 5 Punkte== eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im ganzen den Anforderungen noch entspricht; 

ungenügend 

4- 2 Punkte== eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung. die jedoch erkennen läßt. daß die notwendi­
gen Grundkennrnisse vorhanden sind und die :.'v1ängel in absehbarer Zeit behoben werden könnten: 

1- 0 Punkte= eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, bei der selbst die Grundkenntnisse so lücken­
haft sind, daß die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden könnten. 

1 

i 

! 

1 

! 

i 
1 

1 
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Anlage 6 
(§ 13 Abs. 3) 

Bescheinigung 
über das Hauptstudium 

Frau/Herr ______ _ _______ ,geb. ______ _ 

Ausbildungsbehörde ____________________________ _ 

hat im Hauptstudium an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung KRW 

im Fachbereich __________________ folgende Leistungen erbracht: 

Klausuren- und Fachgesprächeschein (Anlage 6.1) 

Es waren 13 l<,..lausurarbeiten oder mindestens 8 K.Jausurarbeiten und 5 Fachgespräche zu 
erbringen. Davon wurden mindestens 10 Leistungsnachweise mit mindestens ausreichend 
bewertet und ein Durchschnitt der vorgeschriebenen Leistungsnachweise von ___ _ 
(mindestens 5,00) Punkten erreicht. 

Praxisschein (Anlage 6.2) 

Das Praktikum 3 wurde erfolgreich abgeleistet und es wurde ein Durchschnitt der Beurteilun-
gen für das Praktikum 3 von ____ (mindestens 5,00) Punkten erreicht. 

Seminarschein (Anlage 6.3) 

Das Seminar wurde erfolgreich abgeleistet und die zu erbringende Seminararbeit wurde mit 
____ (mindestens 5,00) Punkten bewertet. 

Projektschein* (Anlage 6.4) 

Das Projekt wurde erfolgreich abgeleistet und die zu erbringende Projektarbeit wurde mit 
____ (rnindestens 5,00) Punkten bewertet. 

Verhaltenstrainingsnachweis* (Anlage 6.5) · 

Die Studentin bzw. der Student hat ordnungsgemäß am Verhaltenstraining teilgenommen. 

(Datum, Unterschrift) 
für die FHöV 

*wenn im Fachbereich vorgesehen 

(Datum, Unt~rschrift) 
für die Ausbildungsbehörde 



498 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land :::-:-ordrhein-Westfalen - Nr. 25 vom 28. August 2001 

Klausuren- und Fachgesprächeschein 

Frau/Herr------~ ________ ,geb. _______ _ 

Anlage 6.1 
(§ 13 Abs. 3) 

Ausbildungsbehörde ___________________________ _ 

hat im Hauptstudium an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW 
im Fachbereich __________________ die erforderlichen Leistungs-
nachweise erbracht: 

Fach Art des LN* 

Staatsrecht 

Europarecht 

Allgemeines Verwaltungsrecht 

Polizei- und Ordnungsrecht 

Ordnungswidrigkeitenrecht 

Kommunlarecht 

Öffentliches Dienstrecht 

Sozialrecht bzw. Öffentliches Baurecht 

Organisation und Personalwirtschaft 

Rechnungswesen 

Politikwissenschaft 

Vertiefungsbereich 1 : 

Vertiefungsbereich 2: 

Durchschnitt 

(Ort und Datum) (Unterschrift) 

K = Klausur, F=Fachgespräch *Art der LN: 
** Bewertung: 
sehr gut 
gut 

= 15-14 Punkte= eine den Anforderungen im besonderen Maße entsprechende Leistung: 
= 13-11 Punkte = eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung; 
= l0- 8 Punkte= eine im allgemeinen den Anforderungen entsprechende Leistung; 

Punkte** 

befriedigend 
ausreichend 
mangelhaft 

7- 5 Punkte= eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im ganzen den Anforderungen noch entspricht; 

ungenügend 

4- 2 Punkte = eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung. die jedoch erkennen läßt. daß die notwendi­
gen Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer 2'.eit behoben werden könnten; 

1- 0 Punkte = eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, bei der selbst die Grundkenntnisse so lücken­
haft sind, daß die Mängel in absehbarer 2'.eit nicht behoben werden könnten. 
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Frau/Herr -------

Praxisschein 

Anlage 6.2 
(§ 13 Abs. 3) 

_______ ,geb. ______ _ 

Ausbildungsbehörde _____________________ _ 

hat das Praktikum 3 erfolgreich abgeleistet. 

Im Durchschnitt der Beurteilungen für das Praktikum 3 wurden _____ Punkte 

(mindestens 5,00 Punkte) erreicht. 

(Ort und Datum) (Unterschrift) 
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Frau/Herr --------

Seminars eh ein 

Anlage 6.3 
(§ 13 Abs. 3) 

______ ,geb. ____ _ 

Ausbildungsbehörde _____________________ _ 

hat das Seminar erfolgreich abgeleistet. 

Die zu erbringende Seminararbeit wurde mit ____ Punkten (minqestens 5,00 

Punkte) bewertet. 

(Ort und Datum) (Unterschrift) 
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Frau/Herr --------

Projektschein 

Anlage 6.4 
(§ 13 Abs. 3) 

_______ ,geb. ______ _ 

Ausbildungsbehörde _____________________ _ 

hat das Projekt erfolgreich abgeleistet. 

Die zu erbringende Projektarbeit wurde mit ____ Punkten (mindestens 5,00 

Punkte) bewertet. 

(Ort und Datum) (ü nterschri ft) 
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Anlage 6.5 
(§ 13 Abs. 6) 

Verhaltenstrainingsnachweis 

Frau/Herr -----~-- ________ ,geb. _______ _ 

Ausbildungsbehörde ______________________ _ 

hat ordnungsgemäß am Verhaltenstraining teilgenommen. 

(Ort und Datum) (Unterschrift) 

- GV. NRW. 2001 S. 490. 
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